Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 31. März 1992 

zur Erhaltung der Kleinwale in der Nord- und Ostsee 


A. Zielsetzung 

Viele Kleinwalarten in der Nord- und Ostsee sind u. a. aufgrund der 
starken Meeresverschmutzung in ihrem Bestand gefährdet. Um diese 
Tiere als einen wesentlichen Bestandteil der beiden Meere zu retten, 
ist es dringend notwendig, in enger internationaler Zusammenarbeit 
Maßnahmen zur Verbesserung der Meeresumwelt durchzuführen. 

B. Lösung 

Im Rahmen des Bonner Übereinkommens zur Erhaltung der wandern- 
den wildlebenden Tierarten vom 29. Juni 1979 können sogenannte 
„Regionalabkommen“ zum Schutz bestimmter Tierarten in ihrem Ver- 
breitungsgebiet abgeschlossen werden. Das vorliegende Abkommen 
gilt für alle Kleinwalarten in Nord- und Ostsee. Es verpflichtet die 
Vertragsstaaten, Maßnahmen zur Verhütung der Freisetzung von 
Schadstoffen in die Meere zu ergreifen. Im Rahmen der Hege von 
Kleinwalen soll verstärkt darauf geachtet werden, daß die bestehen- 
den Fischfangmethoden hinsichtlich der Problematik von Beifängen 
geändert werden. 

Ein weiterer Maßnahmenkatalog besteht in der gemeinsamen Erfor- 
schung der Walpopulationen und ihres Verbreitungsgebietes. Die Un- 
tersuchungen sollen u. a. neue Erkenntnisse über Populationsstruktu- 
ren, Lebensraumerfordernisse sowie Ernährungszusammenhänge 
und Artverbreitung liefern. Daneben wird ein Schwerpunkt auf Öffent- 
lichkeitsarbeit gelegt. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Mit Inkrafttreten des Abkommens für die Bundesrepublik Deutschland 
sind Beiträge für den Haushalt des Abkommens zu zahlen, die in 
Anlehnung an den Beitragsschlüssel der Vereinten Nationen (derzeit 
8,93%) errechnet werden. 
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Der auf die Bundesrepublik entfallende Anteil kann z. Z. noch nicht 
beziffert werden, da noch kein Haushaltsentwurf für das Regional- 
abkommen aufgestellt worden ist. Nach heutigen Schätzungen wird 
sich der Gesamthaushalt etwa auf jährlich 30000 englische Pfund 
belaufen. Über die auf die Bundesrepublik Deutschland entfallenden 
Beträge wird zu gegebener Zeit im normalen Haushaltsverfahren zu 
entscheiden sein. Wegen der Geringfügigkeit dieser Beiträge im Ver- 
hältnis zum gesamten Bundeshaushalt sind keine Auswirkungen auf 
das Zins- und Preisniveau zu entarten. 

Für die Haushalte der Länder und Gemeinden entstehen keine Aus- 
gaben. Es ergeben sich keine Auswirkungen auf das Verbraucher- 
preisniveau, Preisniveau und auf die Einzelpreise, da Wale in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht handelsrelevant sind und auch zu 
sonstigen Zwecken nicht käuflich enworben werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (321) - 235 00 - Wa 102/92 Bonn, den 3. Dezember 1992 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 31. März 1992 zur Erhaltung der 
Kleinwale in der Nord- und Ostsee mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 649. Sitzung am 27. November 1992 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 31. März 1992 
zur Erhaltung der Kieinwale in der Nord- und Ostsee 

Vom 1992 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in New York am 9. April 1992 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Abkommen vom 31. März 1992 zur Erhaltung der Kleinwale in 
der Nord- und Ostsee wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Das Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft kann auf Antrag abweichend 
von § 20g Abs. 6 Satz 1 des. Bundesnaturschutzgesetzes für Forschungszwecke 
Ausnahmen von den Verboten des § 20f Abs. 1 Nr. 1 des Bundesnaturschutz- 
gesetzes zulassen, wenn Kleinwale im Sinne von Nummer 1 .2 Buchstabe a des 
Abkommens von einem Schiff aus, das berechtigt ist, die Bundesflagge zu führen, 
außerhalb der nationalen Hoheitsgewässer der Natur entnommen werden sollen. 
Die Ausnahmen sind räumlich und zeitlich zu beschränken und dürfen die Erhal- 
tung der betreffenden Art nicht gefährden. Zu Forschungszwecken gefangene 
Tiere' sind nach Abschluß der Forschungen in die Freiheit zu entlassen, sobald sie 
sich dort selbständig erhalten können. 

Artikel 3 

Koordinierungsbehörde im Sinne der Nummer 2.3 des Abkommens ist das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seiner Nummer 8.5 für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Das Regionalabkommen enthält in seiner Anlage Verbots- 
regelungen hinsichtlich der Entnahme von Kleinwalen aus 
der Natur. Solche Regelungen sind teilweise bereits in 
§ 20f des Bundesnaturschutzgesetzes enthalten, da die 
Kleinwale nach § 20e Abs. 3 Satz 1 des Bundesnatur- 
schutzgesetzes besonders geschützte Arten sind. Das 
Bundesnaturschutzgesetz regelt jedoch nicht, welche Be- 
hörde für die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen 
nach § 20g Abs. 6 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 
für die Entnahme aus der Natur außerhalb der nationalen 
Hoheitsgewässer zuständig ist. 

Das Zustimmungsgesetz zur Bonner Konvention erfaßt 
diesen Tatbestand nur für Arten des Anhangs I der Bonner 
Konvention und das Zustimmungsgesetz zur Berner Kon- 
vention nur für einige Kleinwalarten. 

Artikel 2 regelt deshalb, daß das Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft, das diese Aufgabe bereits für Arten 
des Anhangs I der Bonner Konvention und für Arten des 
Anhangs II der Berner Konvention wahmimmt, zuständig 
ist für die Erteilung von Genehmigungen für die Entnahme 
von Kleinwalen aus der Natur von Schiffen aus, die unter 
Bundesflagge außerhalb der nationalen Hoheitsgewässer 
fahren. 

Darüber hinaus bestimmt diese Vorschrift, daß abwei- 
chend von § 20g Abs. 6 Satz 1 des Bundesnaturschutz- 
gesetzes Ausnahmen nur für Forschungszwecke zulässig 
sind und daß die für Forschungszwecke gefangenen Tiere 
in die Freiheit wieder zu entlassen sind. 

Die sich aus der Anlage zum Regionalabkommen erge- 
bende Verpflichtung der Vertragsparteien, alle lebend ge- 
fangenen, gesunden Tiere, auch wenn sie nicht absichtlich 
gefangen wurden, z. B. Beifänge, sofort wieder freizuset- 
zen, ist bereits in § 20f des Bundesnaturschutzgesetzes 


enthalten, da für Tiere besonders geschützter Arten die 
Verbote des Fangens und der Inbesitznahme gelten. 

Zu Artikel 3 

Zu den Aufgaben gemäß Nummer 2.3 gehören die Koordi- 
nierung und Überwachung der Tätigkeiten im Rahmen des 
Abkommens sowie die Zusammenarbeit mit dem Sekreta- 
riat und dem Beratenden Ausschuß. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seiner Nummer 8.5 für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

a) Mit Inkrafttreten des Abkommens für die Bundesrepu- 
blik Deutschland sind Beiträge für den Haushalt des 
Abkommens zu zahlen, die in Anlehnung an den Bei- 
tragsschlüssel der Vereinten Nationen (derzeit 8,93%) 
errechnet werden. Der auf die Bundesrepublik entfal- 
lende Anteil kann z. Z. noch nicht beziffert werden, da 
noch kein Haushaltsentwurf für das Regionalabkom- 
men aufgestellt worden ist. Nach heutigen Schätzun- 
gen wird sich der Gesamthaushalt etwa auf jährlich 
30000 englische Pfund belaufen. Über die auf die 
Bundesrepublik Deutschland entfallenden Beträge wird 
zu gegebener Zeit im normalen Haushaltsverfahren zu 
entscheiden sein. Wegen der Geringfügigkeit dieser 
Beiträge im Verhältnis zum gesamten Bundeshaushalt 
sind keine Auswirkungen auf das Zins- und Preisniveau 
zu envarten. 

b) Für die Haushalte der Länder und Gemeinden entste- 
hen keine Ausgaben. 

c) Es ergeben sich keine Auswirkungen auf das Verbrau- 
cherpreisniveau, Preisniveau und auf die Einzelpreise, 
da Wate in der Bundesrepublik Deutschland nicht han- 
detsrelevant sind und auch zu sonstigen Zwecken nicht 
käuflich erworben werden. 
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Abkommen 

zur Erhaltung der Kleinwale 
in der Nord- und Ostsee 

Agreement 

on the Conservation of Small Cetaceans 
of the Baltic and North Seas 

Accord 

sur la Conservation des petits cetaces 
de la mer Baltique et de la mer du Nord 


Die Vertragsparteien - 

eingedenk der allgemeinen Grundsätze 
der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung 
der Naturschätze, wie sie in der Weltstrate- 
gie für die Erhaltung der Natur der Interna* 
tionalen Union für die Erhaltung der Natur 
und der natürlichen Hilfsquellen, dem 
Umweltprogramm der Vereinten Nationen 
und dem Welt-Naturfonds (WWF) sowie 
dem Bericht der Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung zum Ausdruck 
kommen; 

in der Erkenntnis, daß Kleinwale ein 
wesentlicher Bestandteil der Meeres-Öko- 
Systeme sind und bleiben sollten; 

in dem Bewußtsein, daß sich die Popula- 
tion der Schweinswale in der Ostsee dra- 
stisch verringert hat; 

besorgt über die Erhaltungssituation der 
Kleinwale in der Nord- und Ostsee; 


in der Erkenntnis, daß Beifänge, Ver- 
schlechterung des Lebensraums und Stö- 
rungen diese Populationen nachteilig beein- 
flussen können; 

überzeugt, daß ihre gefährdete und weit- 
gehend unklare Erhaltungssituation soforti- 
ger Beachtung bedarf, um diese Situation 
zu verbessern und Informationen als 
Grundlage für folgerichtige Beschlüsse über 
Hege, Nutzung und Erhaltung zu sammeln; 

im Vertrauen darauf, daß die dazu zu 
treffenden Maßnahmen am besten zwi- 
schen den betroffenen Staaten abgestimmt 
werden, um ihre Wirksamkeit zu erhöhen 
und Doppelarbeit zu vermeiden; 

im Bewußtsein der Bedeutung der Wei- 
terführung von Tätigkeiten auf dem Meer 
wie dem Fischfang; 


The Parties, 

Recalling the general principles of Con- 
servation and sustainable use of natural 
resources, as reflected in the World Conser- 
vation Strategy of the International Union for 
the Consen/ation of Nature and Natural Re- 
sources, the United Nations Environment 
Programme, and the World Wide Fund for 
Nature, and in the report of the World Com- 
mission on Environment and Development, 


Recognizing that small cetaceans are 
and should remain an integral part of marine 
ecosystems, 

Aware that the population of harbour por- 
poises of the Baltic Sea has drastically de- 
creased, 

Concerned about the Status of small ceta- 
ceans in the Baltic and North Seas, 


Recognizing that by-catches, habitat de- 
terioration and disturbance may adversely 
affecl these populations, 


Convinced that their vulnerable and 
largely unclear Status merits immediate at- 
tention in Order to improve it and to gather 
information as a basis for sound decisions 
on management and Conservation, 


Confident that activities for that purpose 
are best coordinated between the States 
concerned in order to increase efficiency 
and avoid duplicate work. 


Aware of the importance of maintaining 
maritime activities such as fishing, 


Les Parties, 

Rappelant les principes göneraux de la 
Conservation et de l’utilisation durable des 
ressources naturelles formulös dans la 
Strategie mondiale de la Conservation de 
rUnion internationale pour la Conservation 
de la nature et de ses ressources, le Pro- 
gramme des Nations Unies pour Tenviron- 
nement et le Fonds mondial pour la nature, 
ainsl que dans le rapport de la Commission 
mondiale de l’environnement et du dövelop- 
pement, 

Reconnaissant que les petits cötacös 
sont et doivent demeurer une partie intö- 
grante des öcosystämes marins, 

Conscientes du fait que la population de 
marsouins des ports de la mer Baltique a 
considörablement diminuö, 

Pröoccupöes par la Situation des petits 
cötacös dans la mer Baltique et la mer du 
Nord, 

Reconnaissant que les prises acces- 
soires, la dögradation de l’habitat et les 
perturbations peuvent avoir un effet nöfaste 
sur ces populations, 

Convaincues que leur ötat pröcaire et trös 
mal döfini mörite une attention immödiate 
en vue de son amölioration et de la collecte 
d’informations pouvant servir de base ä des 
döcisions judicieuses en matiäre de gestion 
et de Conservation, 

Persuadöes que la coordination des acti- 
vitös tendant ä cette fin sera assuröe plus 
efficacement par les Etats concemös aux 
fins d’amöliorer leur efficacitö et d’öviter les 
doubles emplois, 

Conscientes de la nöcessitä de maintenir 
des activitös maritimes telles que la pöche. 
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eingedenk dessen, daß aufgrund des 
Übereinkommens zur Erhaltung der wan- 
dernden wildlebenden Tierarten (Bonn 
1979) die Vertragsparteien aufgefordert 
werden, Abkommen über wildlebende Tiere 
zu schließen, die periodisch nationale 
Zuständigkeitsgrenzen überqueren, sowie 


eingedenk dessen, daß im Rahmen des 
Übereinkommens über die Erhaltung der 
europäischen wildlebenden RIanzen und 
Tiere und ihrer natürlichen Lebensräume 
(Bern 1979) alle Kleinwale, die sich regel- 
mäßig in der Nord- und Ostsee auf halten, in 
Anhang II als streng geschützte Arten auf- 
geführt sind; 

unter Bezugnahme auf die Vereinbarung 
über Kleinwale in der Nordsee, die von den 
auf der Dritten Internationalen Nordsee- 
schutzkonferenz anwesenden Ministem 
unterzeichnet wurde - 


sind wie folgt übereingekommen: 


1. Geltungsbereich und Begriffsbe- 
stimmungen 

1.1. Dieses Abkommen gilt für alle Klein- 
wale, die sich im Abkommensgebiet 
auf halten. 

1 .2. Im Sinne dieses Abkommens 

a) bedeutet „ Klein wale“ alle Arten, 
Unterarten oder Populationen 
der Zahnwale Odontoceti mit 
Ausnahme des Pottwals Physe- 
ter macrocephalus; 

b) bedeutet „Abkommensgebiet“ 
die Meeresumwelt der Nord- und 
Ostsee, begrenzt im Nordosten 
durch die Küsten des Bottni- 
schen und des Finnischen Meer- 
busens, im Südwesten durch die 
Breite 48 30 N und die Länge 
5W, im Nordwesten durch die 
Länge 5W und die durch die 
folgenden Punkte gezogene 
Linie: Breite 60 N/Länge 5W, 
Breite 61 N/Länge 4 W und 
Breite 62 N/Länge 3 W und im 
Norden durch die Breite 62 N 
und einschließlich des Kattegat, 
des Sundes und der Belte, 
jedoch ausschließlich der 
Gewässer zwischen Kap Wrath 
und St. Anthony Head; 

c) bedeutet „Bonner Übereinkom- 
men“ das Übereinkommen zur 
Erhaltung der wandernden wild- 
lebenden Tierarten (Bonn 1979); 

d) bedeutet „Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegra- 
tion“ eine von souveränen Staa- 
ten gebildete Organisation, die 
für die Aushandlung, den 
Abschluß und die Anwendung 


Recalling that under the Convention on 
the Conservation of Migratory Species of 
Wild Animais (Bonn 1979), Parties are en- 
couraged to conclude agreements on wild 
animals which periodically cross national 
jurisdictional boundaries. 


Recalling also that under the provisions of 
the Convention on the Conservation of 
European Wildlife and Natural Habitats 
(Berne 1979), all small cetaceans regularly 
present in the Baltic and North Seas are 
listed in its Appendix II as strictly protected 
species, and 


Referring to the Memorandum of Under- 
standing on Small Cetaceans in the North 
Sea signed by the Ministers present at the 
Third International Conference on the Pro- 
tection of the North Sea, 


have agreed as follows: 


1 . Scope and Interpretation 

1.1. This agreement shall apply to all 
small cetaceans found within the 
area of the agreement. 

1 .2. For the purpose of this agreement: 

(a) “Small cetaceans” means any 
species, subspecies or Popula- 
tion of toothed whales Odon- 
toceti, except the sperm whale 
Physeter macrocephalus; 

(b) “Area of the agreement” means 
the marine environment of the 
Baltic and North Seas, as deli- 
mited to the north-east by the 
shores of the Gulfs of Bothnia 
and Finland; to the south-west 
by latitude 48 30 N and lon- 
gitude 5 W; to the north-west by 
longitude 5 W and a line drawn 
through the following points: 
latitude 60 N/Iongitude 5 W, 
latitude 61 N/Iongitude 4 W, 
and latitude 62 N/Iongitude 
3W; to the north by latitude 
62 N; and including the Kat- 
tegat and the Sound and Belt 
passages but excluding the wa- 
ters between Cape Wrath and 
St Anthony Head; 

(c) “Bonn Convention” means the 
Convention on the Conserva- 
tion of Migratory Species of 
Wild Animals (Bonn 1979); 

(d) “Regional Economic Integra- 
tion Organization” means an 
Organization constituted by 
Sovereign States which has 
competence in respect of the 
negotiation, conclusion and ap- 


Rappelant qu’aux termes de la Conven- 
tion sur la Conservation des especes migra- 
trices appartenant ä la faune sauvage 
(Bonn, 1979), les Parties ont etä encoura- 
gäes ä conclure des accords sur les ani- 
maux appartenant ä la faune sauvage qui 
franchissent päriodiquement les limites de 
la juridiction nationale, 

Rappelant egalement que, selon les dis- 
positions de la Convention relative ä la 
Conservation de la vie sauvage et du milieu 
naturel de TEurope (Berne, 1979), tous les 
petits cätacäs rägulierement präsents dans 
la mer Baltique et la mer du Nord figurent 
dans son Appendice II comme ätant des 
espäces strictement protägäes, et 

Se refärant au Memorandum d’accord sur 
les petits cätacäs de la mer du Nord, signä 
par les ministres präsents ä la troisieme 
Conference internationale sur la protection 
de la mer du Nord, 


Sont convenues de ce qui suit: 


1 . Portäe et Interpretation 

1.1 Le präsent Accord s’applique ä tous 
les petits cätacäs se trouvant dans 
la Zone couverte par l’Accord. 

1 .2 Aux fins du präsent Accord, 

a) L’expression «petits cätacäs» 
däsigne toutes les espäces, 
sous-espäces ou populations de 
cätacäs denticetes, Odontoceti, 
ä l’exception du cachalot Physe- 
ter macrocephalus; 

b) La «Zone couverte par T Accord« 
däsigne le milieu marin de la mer 
Baltique et de la mer du Nord, 
däiimitä au nord-est par les 
cötes des golfes de Botnie et de 
Finlande; au sud-ouest par la la- 
titude 48*' 30' N et la longitude 
5® b; au nord-ouest par la longi- 
tude 5® O et une ligne reliant les 
points suivants: latitude 60® N/ 
longitude 5® O, latitude 61® N/ 
longitude 4® O, et latitude 62® N/ 
longitude 3® O; au nord par la 
latitude 62® N; et incluant les 
dätroits du Kattegat, du Sund et 
des Belt mais excluant les eaux 
comprises entre le cap Wrath et 
St. Anthony Head; 

c) L’expression «Convention de 
Bonn» däsigne la Convention 
sur la Conservation des especes 
migratrices appartenant ä la 
faune sauvage (Bonn, 1979); 

d) L’expression «Organisation d’in- 
tägration äconomique rägio- 
nale« däsigne une Organisation 
constituäe par des Etats souve- 
rains ayant compätence pour nä- 
gocier, conclure et appliquer des 
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internationaler Übereinkünfte 
über Angelegenheiten zuständig 
ist, die in den Geltungsbereich 
dieses Abkommens fallen; 

e) bedeutet „Vertragspartei** einen 
Arealstaat oder eine Organisa- 
tion der regionalen Wirtschafts- 
integration, für den oder die die- 
ses Abkommen in Kraft ist; 

f) bedeutet „Arealstaat** jeden 
Staat, gleichviel ob er Vertrags- 
partei ist oder nicht, der über 
einen Teil des Verbreitungsge- 
biets einer von diesem Abkom- 
men erfaßten Art Hoheitsrechte 
ausübt, und jeden Staat, unter 
dessen Flagge Schiffe fahren, 
die außerhalb nationaler Zustän- 
digkeitsgrenzen, aber innerhalb 
des Abkommensgebiets Tätig- 
keiten durchführen, die Klein- 
wale nachteilig beeinflussen; 


g) bedeutet „Sekretariat** das 
Sekretariat dieses Abkommens, 
sofern sich aus dem Zusammen- 
hang nichts anderes ergibt. 


2. Zweck und grundlegende Rege- 
lungen 

2.1. Die Vertragsparteien verpflichten 
sich, eng zusammenzuarbeiten, um 
eine günstige Erhaltungssituation für 
Klein Wale herbeizuführen und auf- 
rechtzuerhalten. 

2.2. Insbesondere wendet jede Vertrags- 
partei innerhalb ihrer Zuständig- 
keitsgrenzen und in Übereinstim- 
mung mit ihren internationalen Ver- 
pflichtungen die in der Anlage vorge- 
schriebenen Erhaltungs-, For- 
schungs- , Hege- und Nutzungs- 
maßnahmen an. 

2.3. Jede Vertragspartei bestimmt für die 
Tätigkeiten im Rahmen dieses 
Abkommens eine Koordinierungs- 
behörde. 

2.4. Die Vertragsparteien lichten späte- 
stens auf ihrer ersten Tagung ein 
Sekretariat und einen Beratenden 
Ausschuß ein. 

2.5. Jede Vertragspartei legt dem Sekre- 
tariat bis zum 31 . März eines jeden 
Jahres, erstmals im ersten vollen 
Jahr nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens für die betreffende Ver- 
tragspartei, einen Kurzbericht vor. 
Der Bericht stellt die während des 
vergangenen Kalenderjahres bei der 
Durchführung des Abkommens 
erzielten Fortschritte und aufgetrete- 
nen Schwierigkeiten dar. 

2.6. Dieses Abkommen berührt nicht das 
Recht einer Vertragspartei, stren- 
gere Maßnahmen zur Erhaltung der 
Kleinwale zu treffen. 


plication of international agree- 
ments in matters covered by 
this agreement; 

(e) *‘ Party” means a ränge State or 
any Regional Economic Inte- 
gration Organization for which 
this agreement is In force; 


(f) ** Range State” means any 

State, whether or not a Party to 
the agreement, that exercises 
Jurisdiction over any part of the 
ränge of a species covered by 
this agreement, or a State 
whose flag vessels, outside na- 
tional jurisdictional limits but 
within the area of the agree- 
ment, are engaged in opera- 
tions adversely affecting small 
cetaceans; 


(g) **Secretariar means, unless 
the context otherwise indicates, 
the Secretariat to this agree- 
ment. 


2. Purpose and basic arrangements 

2.1. The Parties undertake to cooperate 
closely in Order to achieve and main- 
tain a favourable Conservation 
Status for small cetaceans. 

2.2. In particular, each Party shall apply 
within the limits of its jurisdiction and 
in accordance with its international 
Obligations, the Conservation, re- 
search and management measures 
prescribed in the Annex. 


2.3. Each Party shall designate a Coor- 
dinating Authority for activities under 
this agreement. 

2.4. The Parties shall establish a Se- 
cretariat and an Advisory Committee 
not later than at their first Meeting. 

2.5. A biief report shall be submitted by 
each Party to the Secretariat not la- 
ter than 31 March each year, com- 
mencing with the first complete year 
after the entry Into force of the 
agreement for that Party. The report 
shall cover progress made and dif- 
ficulties experienced during the past 
calendar year in implementing the 
agreement. 

2.6. The provisions of this agreement 
shall not affect the rights of a Party 
to take stricter measures for the Con- 
servation of small cetaceans. 


accords internationaux dans les 
matleres couvertes par le prä- 
sent Accord; 

e) Le terme «Partie» däsigne un 
Etat de l'aire de repartition ou 
toute Organisation d'intägration 
äconomique rägionale ä l’ägard 
desquels le present Accord est 
en vigueur; 

f) L'expression «Etat de l'aire de 
räpartition» däsigne tout Etat, 
qu’il soit ou non partie ä l’Accord, 
qui exerce sa juridiction sur une 
Partie quelconque de l’aire de 
räpartition d’une espäce cou- 
verte par le präsent Accord, ou 
un Etat dont les navires battant 
son Pavillon, en dehors des li- 
mites de sa juridiction nationale 
mais dans la zone couverte par 
le präsent Accord, sont engagäs 
dans des activitäs ayant une in- 
cidence dommageable pour les 
petits cätacäs; 

g) Le terme «Secrätariat» däsigne, 
sauf exigence contraire du 
contexte, le Secrätariat du prä- 
sent Accord. 


2. Objet et dispositions fondamen- 

tales 

2.1 Les Parties s’engagent ä coopärer 
ätroitement en vue de räaliser et de 
maintenir un ätat de Conservation 
favorable pour les petits cätacäs. 

2.2 En particulier, chacune des Parties 
appliquera, dans les limites de sa 
juridiction et en conformitä avec ses 
Obligations internationales, les me- 
sures de Conservation, de recherche 
et de gestion prescrites ä 1' Annexe. 


2.3 Chacune des Parties däsignera une 
autoritä de coordination pour les ac- 
tivitäs prävues par le präsent Ac- 
cord. 

2.4 Les Parties mettront en place un 
secrätariat et un comitä consultatif 
au plus tard lors de leur premiere 
räunion. 

2.5 Un rapport concis sera remis par 
chacune des Parties au Secrätariat, 
le 31 mars de chaque annäe au plus 
tard, ä compter de la premiäre an- 
näe äcouläe suivant l’enträe en vi- 
gueur de r Accord pour ladite Partie. 
Ce rapport devra porter sur les pro- 
gräs accomplis et les difficultäs ren- 
conträes dans la mise en oeuvre de 
i’Accord au cours de l'annäe civile 
äcouläe. 

2.6 Les dispositions du präsent Accord 
n’affectent pas le droit d’une Partie 
de prendre des mesures plus 
stiictes pour la Conservation des pe- 
tits cätacäs. 
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3. Die Koordinierungsbehörde 

3.1. Die Tätigkeiten jeder Vertragspartei 

werden durch ihre Koordinierungs- 
behörde koordiniert und überwacht, 
die als Kontaktstelle für das Sekreta- 
riat und den Beratenden Ausschuß 
bei deren Arbeit dient. 


4. Das Sekretariat 

4.1. Das Sekretariat fördert und koordi- 

niert aufgrund der Weisungen der 
Tagungen der Vertragsparteien die 
nach Artikel 6.1 durchgeführten 
Tätigkeiten und berät und unter- 
stützt die Vertragsparteien und ihre 
Koordinierungsbehörden in engem 
Benehmen mit dem Beratenden 
Ausschuß. 

4.2. Insbesondere hat das Sekretariat 

die Aufgabe, den Informationsaus- 

tausch zu erleichtern und an der 
Koordinierung der Überwachung 
und Forschung unter den Vertrags- 
parteien sowie zwischen den Ver- 
tragsparteien und internationalen 
Organisationen, die sich mit ähnli- 
chen Tätigkeiten befassen, mitzu- 
wirken, Tagungen zu veranstalten 
sowie die Vertragsparteien, die in 
Artikel 6.2.1 bezeichneten Beobach- 
ter und den Beratenden Ausschuß 
zu unterrichten, Vorschläge für 
Änderungen dieses Abkommens 
und seiner Anlage zu koordinieren 
und zu verteilen und den Koordinie- 
rungsbehörden bis zum 30. Juni 
eines jeden Jahres eine Zusammen- 
fassung der nach Artikel 2.5 einge- 
reichten Berichte der Vertragspar- 
teien sowie eine kurze Darstellung 
seiner eigenen Tätigkeiten während 
des vergangenen Kalenderjahrs ein- 
schließlich eines Finanzberichts vor- 
zulegen. 

4.3. Das Sekretariat legt jeder Tagung 
der Vertragsparteien einen zusam- 
menfassenden Bericht vor, der unter 
anderem die seit der letzten Tagung 
der Vertragsparteien erzielten Fort- 
schritte und aufgetretenen Schwie- 
rigkeiten beschreibt. Eine Abschrift 
dieses Berichts wird dem Sekretariat 
des Bonner Übereinkommens zur 
Unterrichtung der Vertragsparteien 
jenes Übereinkommens vorgelegt. 

4.4. Das Sekretariat wird einer öffentli- 
chen Einrichtung einer Vertragspar- 
tei oder einem Internationalen Gre- 
mium angegliedert, und diese Ein- 
richtung oder dieses Gremium ist 
Arbeitgeber des Sekretariatsperso- 
nals. 


5. Der Beratende Ausschuß 

5.1. Die Tagung der Vertragsparteien 

setzt einen Beratenden Ausschuß 
ein, der das Sekretariat und die Ver- 
tragsparteien über die Erhaltung, 


3. The Coordinating Authority 

3.1 . The activities of each Party shall be 
coordinated and monitored through 
its Coordinating Authority which 
shall serve as the contact point for 
the Secretariat and the Advisory 
Committee in their work. 


4. The Secretariat 

4.1. The Secretariat shall, following in- 
structions provided by the meetings 
of the Parties, promote and coordi- 
nate the activities undertaken in ac- 
cordance with Article 6.1 of this 
agreement and shall. In dose con- 
sultation with the Advisory Commit- 
tee, provide advice and Support to 
the Parties and their Coordinating 
Authorities. 

4.2. In particular, the Secretariat shall: 
facilitate the exchange of informa- 
tion and assist with the coordination 
of monitoring and research among 
Parties and between the Parties and 
International organizations engaged 
in similar activities; organize meet- 
ings and notify Parties, the obser- 
vers mentioned in Article 6.2.1 and 
the Advisory Committee; coordinate 
and circulate proposals for amend- 
ments to the agreement and Its An- 
nex; and present to the Coordinating 
Authorities, each year no later than 
30 June, a summary of the Party 
reports submitted in accordance 
with Article 2.5, and a brief account 
of its own activities during the past 
calendar year, including a financial 
report. 


4.3. The Secretariat shall present to 
each Meeting of the Parties a sum- 
mary of, inter alia, progress made 
and difficulties encountered since 
the last Meeting of the Parties. A 
copy of this report shall be submitted 
to the Secretariat of the Bonn Con- 
vention for Information to the Parties 
of that Convention. 


4.4. The Secretariat shall be attached to 
a public Institution of a Party or to an 
international body, and that Institu- 
tion or body shall be the employer of 
its Staff. 


5. The Advisory Committee 

5.1 . The Meeting of the Parties shall es- 
tablish an Advisory Committee to 
provide expert advice and Informa- 
tion to the Secretariat and the Par- 


3. L’Autoritö de coordination 

3. 1 Les activitäs de chacune des Parties 
sont coordonnees et contrölöes par 
son Autoritä de coordination, qui fait 
fonction de point de contact pour les 
travaux du Secrätariat et du Comit^ 
consultatif. 


4. Le Secrötariat 

4.1 Le Secretariat dort, conformement 
aux instructions donnöes lors des 
räunions des Parties, promouvoir et 
coordonner les activitäs entreprises 
en application de l’article 6.1 du prä- 
sent Accord et, en ätroite consulta- 
tion avec le Comitä consultatif, four- 
nir avis et soutien aux Parties et ä 
leurs Autoritäs de coordination. 

4.2 En particulier, le Secretariat: facilite 
les ächanges d’informations et 
concourt ä la coordination de la sur- 
veillance et de la recherche entre les 
Parties et entre celles-ci et les orga- 
nisations internationales poursui- 
vant des activitäs similaires; orga- 
nise les räunions et effectue les noti- 
fications aux Parties, aux observa- 
teurs visäs ä Tarticle 6.2.1 et au Co- 
mitä consultatif; coordonne et distri- 
bue les propositions d’amendement 
ä l’Accord et ä son Annexe; et prä- 
sente aux Autoritäs de coordination, 
au plus tard le 30juin de chaque 
annäe, un räsumä des rapports re- 
mis par les Parties en application de 
Tarticle 2.5 et un bref compte rendu 
de ses propres activitäs au cours de 
Tannäe civiie äcouläe, incluant un 
rapport financier. 


4.3 Le Secrätariat präsente ä chaque 
räunion des Parties un räsumä ex- 
posant notamment les progres ac- 
complis et les difficultäs renconträes 
depuis la räunion präcädente. Une 
copie de ce rapport est remise au 
Secrätariat de la Convention de 
Bonn, pour Tinformation des Parties 
ä ladite Convention. 


4.4 Le Secrätariat est rattachä ä une 
Institution publique de Tune des Par- 
ties ou ä un organisme international; 
cette Institution ou cet organisme fait 
fonction d’employeur de son per- 
sonnel. 


5. Le Comitä consultatif 

5.1 La Räunion des Parties met en 

place un comitä consultatif chargä 
de fournir au Secrätariat et aux Par- 
ties des avis d’experts et des infor- 
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Hege und Nutzung von Kleinwalen 
und andere Angelegenheiten im 
Zusammenhang mit der Anwendung 
dieses Abkommens berät und unter- 
richtet, wobei die Notwendigkeit, 
Doppetarbeit mit anderen internatio- 
nalen Gremien zu vermeiden, sowie 
die Zweckmäßigkeit, deren Sachver- 
stand zu nutzen, zu berücksichtigen 
sind. 

5.2. Jede Vertragspartei ist berechtigt, 
ein Mitglied des Beratenden Aus- 
schusses zu ernennen. 

5.3. Der Beratende Ausschuß wählt 
einen Vorsitzenden und gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 

5.4. Jedes Mitglied des Ausschusses 
kann sich von Beratern begleiten 
lassen, und der Ausschuß kann 
andere Sachverständige zu seinen 
Sitzungen einladen. Der Ausschuß 
kann Arbeitsgruppen einsetzen. 


6. Die Tagung der Vertragsparteien 

6.1 . Die Vertragsparteien treten auf Ein- 
ladung des Sekretariats des Bonner 
Übereinkommens, die im Namen 
einer Vertragspartei ergeht, inner- 
halb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Abkommens und danach auf- 
grund einer Notifikation des Sekreta- 
riats mindestens einmal alle drei 
Jahre zusammen, um die bei der 
Durchführung und Anwendung des 
Abkommens seit der letzten Tagung 
erzielten Fortschritte und aufgetrete- 
nen Schwierigkeiten zu prüfen und 
über folgendes zu beraten und zu 
beschließen: 

a) den letzten Bericht des Sekre- 
tariats; 

b) Angelegenheiten, die das Sekre- 
tariat und den Beratenden Aus- 
schuß betreffen; 

c) die Einführung und Überprüfung 
finanzieller Regelungen und die 
Annahme eines Haushalts für 
die nächsten drei Jahre; 

d) jede andere für dieses Abkom- 
men erhebliche Frage, die 
spätestens 90 Tage vor der 
Tagung von einer Vertragspartei 
oder vom Sekretariat an die Ver- 
tragsparteien verteilt worden ist, 
einschließlich Vorschlägen zur 
Änderung des Abkommens und 
seiner Anlage, und 

e) Zeit und Ort der nächsten 
Tagung. 

6.2.1. Die folgenden Stellen sind berech- 
tigt, Beobachter zu der Tagung zu 
entsenden: der Verwahrer dieses 
Abkommens, die Sekretariate des 
Bonner Übereinkommens, des 
Übereinkommens über den interna- 
tionalen Handel mit gefährdeten 
Arten freilebender Tiere und Rlan- 
zen, des Übereinkommens über die 


ties on the Conservation and man- 
agement of small cetaceans and on 
other matters in relation to the run- 
ning of the agreement, having re- 
gard to the need not to duplicate the 
work of other international bodies 
and the desirability of drawing on 
their expertise. 


5.2. Each Party shall be entitied to ap- 
point one member of the Advisory 
Committee. 

5.3. The Advisory Committee shall elect 
a Chairman and establish its own 
rules of procedure. 

5.4. Each Committee member may be 
accompanied by advisers, and the 
Committee may invite other experts 
to attend its meetings. The Commit- 
tee may establish working groups. 


6. The Meeting of the Parties 

6.1 . The Parties shall meet, at the Invita- 
tion of the Bonn Convention Sec- 
retariat on behalf of any Party, within 
one year of the entry into force of 
this agreement, and thereafter, at 
the notification of the Secretariat, not 
less than once every three years to 
review the progress made and dif- 
ficulties encountered in the Im- 
plementation and Operation of the 
agreement since the last Meeting, 
and to consider and decide upon: 


(a) The latest Secretariat report; 

(b) Matters relating to the Sec- 
retariat and the Advisory Com- 
mittee; 

(c) The establlshment and review 
of financial arrangements and 
the adoption of a budget for the 
forthcoming three years; 

(d) Any other item relevant to this 
agreement circulated among 
the Parties by a Party or by the 
Secretariat not later than 90 
days before the Meeting, In- 
cluding proposals to amend the 
agreement and its Annex; and 


(e) The time and venue of the next 
Meeting. 

6.2.1. The foliowing shall be entitied to 
send observers to the Meeting: the 
Depositary of this agreement, the 
secretariats of the Bonn Convention, 
the Convention on International 
Trade in Endangered Species of 
Wild Fauna and Flora, the Conven- 
tion on the Conservation of Euro- 
pean Wildlife and Natural Habitats, 


mations sur la Conservation et la 
gestion des petits cätacäs ainsi 
qu’en d’autres matiäres liäes au 
fonctionnement de l’Accord, en pre- 
nant en compte la näcessitä d’äviter 
les doubles emplois avec les travaux 
d’autres organismes internationaux 
et le fait qu’il est souhaitable de tirer 
parti de leurs connaissances. 

5.2 Chacune des Parties est habilitäe ä 
däsigner un membre du Comitä 
consultatif. 

5.3 Le Comitä consultatif älit un Präsi- 
dent et ätablit son^ räglement intä- 
rieur. 

5.4 Chaque membre du Comitä peut 
ätre accompagnä de consei Ilers, et 
le Comitä peut inviter d’autres ex- 
perts ä assister ä ses reunions. Ce 
dernier peut cräer des groupes de 
travail. 


6. La Räunion des Parties 

6.1 Les Parties se räunissent, ä l’invita- 
tion du Secrätariat de la Convention 
de Bonn au nom de Tune quelcon- 
que des Parties, dans un däiai d’un 
an ä compter de l’enträe en vigueur 
du präsent Accord, et par la suite, 
sur notification du Secrätariat, au 
moins une fois tous les trois ans 
pour examiner les progräs accom- 
piis et les difficultäs renconträes 
dans la mise en oeuvre et le fonc- 
tionnement de r Accord depuis la 
demiäre räunion, et pour examiner 
et statuer sur: 

a) Le dernier rapport du Secräta- 
riat; 

b) Les questions relatives au Se- 
crätariat et au Comitä consultatif; 

c) L’älaboration et l’examen des 
dispositions finanderes et l’a- 
doption d’un budget pour les 
trois annäes ä venir; 

d) Toute autre question relevant du 
präsent Accord et communiquäe 
aux Parties par l’une'd’elles ou 
par te Secrätariat au plus tard 
quatre-vingt-dix jours avant la 
räunion, y compris les proposi- 
tions visant ä amender l’Accord 
et son Annexe; et 

e) La date et le lieu de la prochaine 
räunion. 

6.2.1 Sont habilitäs ä envoyer des obser- 
vateurs ä la Räunion: le Däpositaire 
du präsent Accord, les Secrätariats 
de la Convention de Bonn, de la 
Convention sur le commerce inter- 
national des espäces de faune et de 
flore sauvages menacäes d’extinc- 
tion, de la Convention sur la Conser- 
vation de la vie sauvage et du milieu 
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Erhaltung der europäischen wild- 
lebenden RIanzen und Tiere und 
ihrer natürlichen Lebensräume, des 
Übereinkommens zur Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch das 
Einbringen durch Schiffe und Luft- 
fahrzeuge, des Übereinkommens 
zur Verhütung der Meeresver- 
schmutzung vom Lande aus, das 
Gemeinsame Sekretariat für die 
Zusammenarbeit beim Schutz des 
Wattenmeers, die Internationale 
Walfangkommission, die Kommis- 
sion für die Fischerei im Nordost- 
atlantik, die Internationale Kommis- 
sion für die Fischerei in der Ostsee 
und den Belten, die Kommission 
zum Schutz der Meeresumwelt der 
Ostsee, der Internationale Rat für 
Meeresforschung, die Internationale 
Union für die Erhaltung der Natur 
und der natürlichen Hilfsquellen 
sowie alle an die betreffenden 
Gewässer angrenzenden Arealstaa- 
ten und alle Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration, 
die nicht Vertragsparteien sind. 

6.2.2. Jedes andere für die Erhaltung, 

Hege und Nutzung der Wale qualifi- 
zierte Gremium kann beim Sekreta- 
riat spätestens 90 Tage vor der 
Tagung die Erlaubnis beantragen, 
durch Beobachter vertreten zu sein. 
Das Sekretariat übermittelt solche 
Anträge spätestens 60 Tage vor der 
Tagung den Vertragsparteien, und 
die Beobachter sind berechtigt, 
anwesend zu sein, sofern nicht 
spätestens 30 Tage vor der Tagung 
mindestens ein Drittel der Vertrags- 
parteien Einspruch dagegen erhebt. 

6.3. Die Beschlüsse auf den Tagungen 
werden mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden und abstimmenden 
Vertragsparteien gefaßt; jedoch 
bedürfen Abstimmungen über 
Finanzfragen und Änderungen die- 
ses Abkommens und seiner Anlage 
einer Dreiviertelmehrheit der an- 
wesenden und abstimmenden Ver- 
tragsparteien. Jede Vertragspartei 
hat eine Stimme. Jedoch übt die 
Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft in Fragen innerhalb ihres 
Zuständigkeitsbereichs ihr Stimm- 
recht mit einer Stimmenzahl aus, die 
der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten ent- 
spricht, die Vertragsparteien sind. 

6.4. Innerhalb von 90 Tagen nach 
Abschluß der Tagung verfaßt das 
Sekretariat einen Bericht über die 
Tagung und verteilt ihn an alle Ver- 
tragsparteien und Beobachter. 

6.5. Dieses Abkommen und seine 
Anlage können auf jeder Tagung der 
Vertragsparteien geändert werden. 

6.5.1. Änderungen können von jeder Ver- 
tragspartei vorgeschlagen werden. 

6.5.2. Der Wortlaut jeder vorgeschlagenen 
Änderung und deren Begründung 
werden dem Sekretariat spätestens 


the Convention for the Prevention of 
Marine Pollution by Dumping from 
Ships and Aircraft, the Convention 
for the Prevention of Marine Pollu- 
tion from Landbased Sources, the 
Common Secretariat for the Cooper- 
ation on the Protection of the Wad- 
den Sea, the International Whaling 
Commission, the North-East Atlantic 
Fisheries Commission, the Interna- 
tional Baltic Sea Fisheries Com- 
mission, the Baltic Marine Environ- 
ment Protection Commission, the In- 
ternational Council for the Explora- 
tion of the Sea, the International 
Union for the Conservation of Nature 
and Natural Resources, and all non- 
Party Range States and Regional 
Economic Integration Organizations 
bordering on the waters concemed. 


6.2.2. Any other body qualified in cetacean 
Conservation and management may 
apply to the Secretariat not less than 
90 days in advance of the Meeting to 
be allowed to be represented by ob- 
servers. The Secretariat shall com- 
municate such applications to the 
Parties at least 60 days before the 
Meeting, and observers shall be en- 
titled to be present unless that is 
opposed not less than 30 days be- 
fore the Meeting by at least one third 
of the Parties. 

6.3. Decisions at Meetings shall be taken 
by a simple majority among Parties 
present and voting, except that fi- 
nancial decisions and amendments 
to the agreement and its Annex shall 
require a three-quarters majority 
among those present and voting. 
Each Party shall have one vote. 
However, In matters within thelr 
competence. the European 
Economic Community shall exercise 
their voting rights with a number of 
votes equal to the number of their 
member States which are Parties to 
the agreement. 


6.4. The Secretariat shall prepare and 
circulate a report of the Meeting to 
all Parties and observers within 90 
days of the closure of the Meeting. 

6.5. This agreement and Its Annex may 
be amended at any Meeting of the 
Parties. 

6.5.1. Proposals for amendments may be 
made by any Party. 

6.5.2. The text of any proposed amend- 
ment and the reasons for it shall be 
communicated to the Secretariat at 


naturel de l’Europe, de la Conven- 
tion pour la prävention de la pollution 
marine par les opärations d’immer- 
sion effectuöes par les navires et 
aäronefs, de la Convention pour la 
prevention de la pollution marine 
d’origine tellurique, le Secrätariat 
commun pour la coopäration en ma- 
tiöre de protection de la mer des 
Wadden, la Commission internatio- 
nale de la peche ä la baieine, la 
Commission internationale des 
peches de l’Atlantique Nord-Est, la 
Commission internationale des 
peches de la mer Baltique, la Com- 
mission pour la protection de Tenvi- 
ronnement marin de la Baltique, le 
Conseil international pour l’explora- 
tiori de la mer, l’Union internationale 
pour la Conservation de la nature et 
de ses ressources, ainsi que tous 
les Etats de Tai re de räpartition rive- 
rains des eaux en cause qui ne sont 
pas Parties ä TAccord et les organi- 
sations d’intägration äconomique rö- 
gionale. 

6.2.2 Tout autre organisme qualifie en 
matiöre de Conservation et de ges- 
tion des cätacäs peut präsenter au 
Secrätariat, au plus tard quatre- 
vingt-dix jours avant la Räunion, une 
demande aux fins d’ätre admis ä s'y 
faire repräsenter par des observa- 
teurs. Le Secrätariat communique 
ces demandes aux Parties au moins 
soixante jours avant la Räunion et la 
präsence des observateurs est auto- 
risäe, ä moins qu’un tiers au moins 
des Parties ne s’y opposent au plus 
tard trente jours avant la Räunion. 

6.3 Lors des räunions, les däcisions 
sont prises ä la majoritä simple des 
Parties präsentes et votantes, ä l’ex- 
ception des däcisions financiäres et 
des amendements ä l’Accord ou ä 
son Annexe, qui requiärent une ma- 
joritä des trois quarts des Parties 
präsentes et votantes. Chacune des 
Parties dispose d’une voix. Toute- 
fois, dans les matiäres relevant de 
sa compätence, la Communautä 
äconomique europäenne exerce 
son droit de vote ä raison d’un nom- 
bre de voix ägal au nombre de ses 
Etats membres Parties ä l’Accord. 


6.4 Le Secrätariat präpare et distribue ä 
toutes les Parties et observateurs un 
rapport sur la Räunion, dans les 
quatre-vingt-dix jours suivant la clö- 
ture de la Räunion. 

6.5 Le präsent Accord et son Annexe 
peuvent etre amendäs lors de toute 
räunion des Parties. 

6.5.1 T oute Partie peut präsenter des pro- 
positions d’amendement. 

6.5.2 Le texte de tout amendement pro- 
posä, accompagnä de son exposä 
des motifs, est communiquä au Se- 
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90 Tage vor Eröffnung der Tagung 
zugeleitet. Das Sekretariat übermit- 
telt den Vertragsparteien umgehend 
Abschriften. 

6.5.3. Änderungen treten für die Vertrags- 
parteien, die sie angenommen 
haben, 90 Tage nach dem Zeitpunkt 
in Kraft, zu dem die fünfte Annahme- 
urkunde in bezug auf die Änderung 
, beim Verwahrer hinterlegt wurde. 
Danach treten sie für eine Vertrags- 
partei 30 Tage nach dem Zeitpunkt 
in Kraft, zu dem ihre Annahmeur- 
kunde in bezug auf die Änderung 
beim Verwahrer hinterlegt wurde. 


least 90 days betöre the opening ot 
the Meeting. The Secretariat shall 
transmit copies forthwith to the Par- 
ties. 

6.5.3. Amendments shall enter into force 
for those Parties which have ac- 
cepted them 90 days after the de- 
posit of the fifth Instrument of ac- 
ceptance of the amendment with the 
Depositary. Thereafter they shall en- 
ter into force for a Party 30 days 
after the date of deposit of its Instru- 
ment of acceptance of the amend- 
ment with the Depositary. 


crötariat au moins quatre-vingt-dix 
jours avant Touverture de la Re- 
union. Le Secrötariat en transmet 
Sans dölai des copies aux Parties. 

6.5.3 Les amendements entrent en vi- 
gueur ä l’ögard des Parties qui les 
ont acceptes quatre-vingt-dix jours 
apres le döpöt du cinquiöme Instru- 
ment d’acceptation de l’amende- 
ment auprös du Döpositaire. En- 
suite, ils entrent en vigueur ä l'ögard 
d’une Partie trente jours aprös le 
döpöt de r Instrument d’acceptation 
de celle-ci aupres du Döposltaire. 


7. Finanzierung 

7.1 . Die Vertragsparteien kommen über- 
ein, die Kosten des Haushalts 
gemeinsam zu tragen, wobei die 
Organisationen der regionalen Wirt- 
schaftsintegration 2,5 v.H. der Ver- 
waltüngskosten beitragen und die 
anderen Vertragsparteien den Rest- 
betrag unter Anwendung des VN- 
Beitragsschlüsseis, jedoch vorbe- 
haltlich eines Höchstsatzes von 
25 v.H. je Vertragspartei, aufbrin- 
gen. 

7.2. Der Anteil jeder Vertragspartei an 
den Sekretariatskosten und etwaige 
vereinbarte Zusatzbeträge zur Dek- 
kung anderer gemeinsamer Ausga- 
ben ist so bald wie möglich nach 
Ende März, spätestens jedoch vor 
Ende Juni eines jeden Jahres an die 
Regierung oder die internationale 
Organisation zu zahlen, bei der das 
Sekretariat seinen Sitz hat. 

7.3. Das Sekretariat erstellt und führt 
seine Finanzbuchhaitung jeweils für 
ein Kalenderjahr. 


7. Financing 

7.1 . The Parties agree to share the cost 
of the budget, with Regional 
Economic Integration Organizations 
contributing 2.5 per cent of the ad- 
ministrative costs and other Parties 
Sharing the balance in accordance 
with the United Nations scale, but 
with a maximum of 25 per cent per 
Party. 


7.2. The Share of each Party in the cost 
of the Secretariat and any additional 
sum agreed for covering other com- 
mon expenses shall be paid to the 
Government or international Organi- 
zation hosting the Secretariat, as 
soon as practicabie after the end of 
March and in no case later than be- 
töre the end of June each year. 


7.3. The Secretariat shall prepare and 
keep financial accounts by calendar 
years. 


7. Financement 

7. 1 Les Parties conviennent de partager 

les charges du budget, les organisa- 
tions d’intögration öconomique rö- 
gionale contribuant pour 2,5 % aux 
döpenses d’administration et les au- 
tres Parties se röpartissant le solde, 
conformöment au baröme des Na- 
tions Unies, ä raison toutefois d’un 
maximum de 25 % par Partie. 


7.2 La part de chacune des Parties aux 
depenses du Secrötariat et tout au- 
tre montant additionnel convenu 
pour la Couverture des döpenses 
communes sont versös au gouver- 
nement ou ä l’organisation interna- 
tionale höte du Secrötariat, aussitöt 
que possible aprös la fin du mois de 
mars, et en aucun cas plus tard que 
la fin du mois de juin de chaque 
annöe. 

7.3 Le Secretariat pröpare et conserve 
les comptes financiers par annee ci- 
vile. 


8. Rechtsfragen und Förmlichkeiten 

8.1. Dieses Abkomn^ ist ein Abkom- 
men im Sinne des Artikels IV Ab- 
satz 4 des Bonner Übereinkom- 
mens. 

8.2. Dieses Abkommen läßt die Rechte 
und Pflichten der Vertragsparteien 
aufgrund anderer bestehender Ver- 
träge, Übereinkommen oder Abkom- 
men unberührt. 

8.3. Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen übernimmt die Aufgaben 
des Verwahrers dieses Abkom- 
mens. 

8.3.1 . Der Verwahrer notifiziert allen Unter- 
zeichnern, allen Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration 
und dem Sekretariat des Bonner 
Übereinkommens jede Unterzeich- 
nung, jede Hinterlegung einer Ratifi- 
kations-, Annahme-, Genehmi- 
gungs- oder Beitrittsurkunde, das 
Inkrafttreten dieses Abkommens, 
Änderungen, Vorbehalte und Kündi- 
gungen. 


8. Legal mattere and formalities 

8.1. This iS an agreement within the 
meaning of the Bonn Convention, 
Article IV (4). 

8.2. The provisions of this agreement 
shall in no way affect the rights and 
Obligations of a Party deriving from 
any other existing treaty, Conven- 
tion, or agreement. 

8.3. The Secretary-General of the United 
Nations shall assume the functions 
of Depositary of this agreement. 

8.3.1. The Depositary shall notlfy all Sig- 
natories, all Regional Economic In- 
tegration Organizations and the 
Bonn Convention Secretariat of any 
signatures, deposit of instruments of 
ratification, acceptance, approval or 
accession, entry into force of the 
agreement, amendments, reserva- 
tions and denunciations. 


8. Questions juridiques et formalitäs 

8.1 Le präsent Accord est un accord au 
sens de l’article IV 4) de la Conven- 
tion de Bonn. 

8.2 Les dispositions du present Accord 
n’affectent en rien les droits et obli- 
gations des Parties räsultant de tout 
autre traitä, convention ou accord 
existant. 

8.3 Le Secrätaire gänäral de l’Organisa- 
tion des Nations Unies exerce la 
fonction de Depositaire du präsent 
Accord. 

8.3.1 Le Däpositaire notifie ä tous les si- 
gnataires, ä toutes les organisations 
d’intägration äconomique rägionale 
et au Secrätariat de la Convention 
de Bonn toutes signatures, tout dä- 
pöt d’instrument de ratification, d’ac- 
ceptation, d’approbation ou d’adhä- 
sion, toute enträe en vigueur de 1’ Ac- 
cord, tous amendements, räserves 
et dänonciations. 
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8.3.2. Der Verwahrer übermittelt allen 
Unterzeichnemi allen Nichtunter- 
zeichner-Areaistaaten, allen Organi- 
sationen der regionalen Wirtschafts- 
integration und dem Sekretariat des 
Bonner Übereinkommens beglau- 
bigte Abschriften dieses Abkom- 
mens. 


8.3.2. The Depositary shali send certified 
true copies of the agreement to all 
Signatories, all non-signatory Bange 
States, all Regional Economic Integ- 
ration Organizations and the Bonn 
Convention Secretariat. 


8.3.2 Le Depositaire transmet des copies 
certifi^es conformes de l’Accord ä 
tous les signataires, ä tous les Etats 
de faire de r^partition non si- 
gnataires, ä toutes les organisations 
d'int^gration 6conomique r^ionale 
et au Secretariat de la Convention 
de Bonn. 


8.4. Dieses Abkommen wird spätestens 
am 31, März 1992 am Sitz der Ver- 
einten Nationen zur Unterzeichnung 
aufgelegt und liegt danach bis zum 
Tag seines Inkrafttretens weiterhin 
am Sitz der Vereinten Nationen für 
alle Arealstaaten und alle Organi- 
sationen der regionalen Wirtschafts- 
intregration zur Unterzeichnung auf. 
Sie können ihre Zustimmung, durch 
das Abkommen gebunden zu sein, 
ausdrücken, 

a) indem sie es ohne Vorbehalt der 
Ratifikation, Annahme oder 
Genehmigung unterzeichnen 
oder, 

b) wenn das Abkommen vorbehalt- 
lich der Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung unterzeich- 
net worden ist, indem sie eine 
Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde hinter- 
legen. 

Nach dem Tag seines Inkrafttretens 
steht das Abkommen den Arealstaa- 
ten und den Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration 
zum Beitritt offen. 

8.5. Dieses Abkommen tritt 90 Tage 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
sechs Arealstaaten nach Artikel 8.4 
ihre Zustimmung ausgedrückt 
haben, durch das Abkommen 
gebunden zu sein. Danach tritt es für 
einen Staat oder eine Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegra- 
tion am 30. Tag nach der Unter- 
zeichnung ohne Vorbehalt der Ratifi- 
kation, Annahme oder Genehmi- 
gung oder nach der Hinterlegung 
einer Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsur- 
kunde beim Verwahrer in Kraft. 

8.6. Aligemeine Vorbehalte zu diesem 
Abkommen und seiner Anlage sind 
nicht zulässig. Jedoch kann ein 
Arealstaat oder eine Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegra- 
tion, wenn er oder sie nach den Arti- 
keln 8.4 und 8.5 Vertragspartei wird, 
einen besonderen Vorbehalt in 
bezug auf eine bestimmte Art, 
Unterart oder Population von Klein- 
walen anbringen. Solche Vorbehalte 
werden dem Verwahrer bei der 
Unterzeichnung oder der Hinter- 
legung einer Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde mitgeteilt. 

8.7. Jede Vertragspartei kann dieses 
Abkommen jederzeit kündigen. Die 


8.4. The agreement shali be open for 
signature at the United Nations 
Headquarters by 31 March 1992 and 
thereafter remain open for signature 
at the United Nations Headquarters 
by all Range States and Regional 
Economic Integration Organizations, 
until the date of entry into force of 
the agreement. They may express 
their consent to be bound by the 
agreement 

(a) by signature, not subject to 
ratification, acceptance or ap- 
proval, or 

(b) jf the agreement has been 
signed subject to ratification, 
acceptance or approval, by the 
deposit of an Instrument of 
ratification, acceptance or ap- 
proval. 

After the date of its entry into force, 
the agreement shali be open for ac- 
cession by Range States and Re- 
gional Economic Integration Organi- 
zations. 

8.5. The agreement shali enter into force 
90 days after six Range States have 
expressed their consent to be bound 
by it in accordance with Articie 8.4. 
Thereafter, it shali enter into force 
for a State and Regional Economic 
Integration Organization on the 30th 
day after the date of signature, not 
subject to ratification, acceptance or 
approvai, or of the deposit of an 
Instrument of ratification, accept- 
ance, approvai or accession with the 
Depositary. 


8.6. The agreement and its Annex shail 
not be subject to general reserva- 
tions. However, a Range State or 
Regional Economic Integration Or- 
ganization may, on becoming a Par- 
ty in accordance with Articie 8.4 and 
8.5, eriter a specific reservation with 
regard to any particular species, 
subspecies or population of small 
cetaceans. Such reservations shali 
be communicated to the Depositary 
on signing or at the deposit of an 
Instrument of ratification, accept- 
ance, approvai or accession. 


8.7. A Party may at any time denounce 
this agreement. Such denunciation 


8.4 L’Accord sera ouvert ä ia signature 
au Siäge de I 'Organisation des Na- 
tions Unies au 31 mars 1992 et res- 
tera ensuite ouvert ä la signature au 
Siäge de i’Organisation des Nations 
Unies pour tous les Etats de l’aire de 
räpartition et organisations d’intä- 
gration öconomique rögionaie jus- 
qu’ä sa date d’enträe en vigueur. Le 
consentement ä ätre liä par l’Accord 
peut ätre exprimä 

a) par signature sans räserve de 
ratification, d’acceptation ou 
d’approbation, ou 

b) si l’Accord a ätä signä sous rä- 
serve de ratification, d’accepta- 
tion ou d’approbation, par le dä- 
pöt d’un Instrument de ratifica- 
tion, d’acceptation ou d’approba- 
tion. 

Apräs la date de son enträe en vi- 
gueur, l’Accord sera ouvert ä l’adhä- 
sion des Etats de i’aire de räpartition 
et des organisations d’intägration 
äconomique regionale. 

8.5 L’Accord entrera en vigueur quatre- 
vingt-dix jours apräs que six Etats de 
l’aire de räpartition auront exprimä 
leur consentement ä ätre liäs par lui 
conformäment ä l’article 8.4. En- 
suite, il entrera en vigueur ä l’ägard 
d’un Etat de l’aire de räpartition ou 
d’une Organisation d’intägration äco- 
nomique rögionaie le trentiäme jour 
apräs la date de la signature sans 
räserve de ratification, d’acceptation 
ou d’approbation, ou apräs le däpdt 
d’un Instrument de ratification, d’ac- 
ceptation, d’approbation ou d’ad- 
häsion aupräs du Däpositaire. 

8.6 L’Accord et son Annexe ne peuvent 
faire l’objet de räserves gänäraies. 
Toutefois, un Etat de l’aire de räpar- 
tition ou une Organisation d’intägra- 
tion öconomique regionale peut, en 
devenant Partie ä l’Accord, confor- 
mäment ä l’article 8.4 et 8.5, formu- 
ler une räserve späcifique concer- 
nant toute espäce, sous-espece ou 
Population particuliäre de petits cä- 
tacäs. Ces räserves sont communi- 
quäes au Däpositaire lors de ia si- 
gnature ou du däpot d’un Instrument 
de ratification, d’acceptation, d’ap- 
probation ou d’adhäsion. 


8.7 Une Partie peut ä tout moment dä- 
noncer le präsent Accord. La dänon- 
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Kündigung wird dem Verwahrer 
schriftlich notifiziert; sie wird ein Jahr 
nach ihrem Eingang wirksam. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten ihre 
Unterschriften unter dieses Abkommen 
gesetzt. 

Geschehen zu New York am 9. April 
1 992, wobei der deutsche, englische, fran- 
zösische und russische Wortlaut des 
Abkommens gleichermaßen verbindlich ist. 


shall be notified in writing to the De- 
positary and take effect one year 
after the receipt thereof. 


In witness whereof the undersigned, be- 
ing duly authorized thereto, have affixed 
their signatures to this agreement. 


Done at New York on 9 April 1992, the 
English, French, German and Russian texts 
of the agreement being equally authentic. 


ciation est notifiee par öcrit au Döpo- 
sitaire et prend effet un an aprös 
reception de la notification. 


En foi de qupi les soussignes, düment 
autorisös ä cet effet, ont signö le prösent 
Accord. 


Fait ä New York le 9 avril 1 992, les textes 
allemand, anglais, frangais et russe de 
l’Accord faisant ögalement foi. 
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Anlage 


Erhaltungs-, 

Hege- und Nutzungsplan 

Die folgenden Erhaltungs-, Forschungs-, 
Hege- und Nutzungsmaßnahmen werden 
im Zusammenwirken mit anderen zuständi- 
gen internationalen Gremien auf die in Arti- 
kel 1.1 bezeichneten Populationen ange- 
wendet: 

1. Erhaltung des Lebensraums sowie 
Hege und Nutzung 

Arbeiten 

a) zur Verhütung der Freisetzung von 
Stoffen, die eine mögliche Bedro- 
hung für die Gesundheit der Tiere 
darstellen, 

b) zur Entwicklung von Änderungen 
der Fischfanggeräte und der Fisch- 
fangmethoden anhand nicht vertret- 
bare Wechselwirkungen anzeigen- 
der verfügbarer Daten, um Beifänge 
zu verringern und das Abtreiben 
oder Zurücklassen von Fischfangge- 
räten auf See zu verhindern, 

c) zur wirksamen Regelung, um die 
Auswirkungen von Tätigkeiten, wel- 
che die Nahrungsquellen der Tiere 
ernsthaft beeinträchtigen, auf diese 
zu verringern, und 

d) zur Verhütung sonstiger erheblicher 
Störungen, insbesondere akusti- 
scher Art. 

2. Erhebungen und Forschung 

Es werden Untersuchungen durchge- 
führt, die zwischen den Vertragspar- 
teien und zuständigen internationalen 
Organisationen sinnvoll zu koordinieren 
und aufzuteilen sind, um 

a) die Erhaltungssituation und die sai- 
sonabhängigen Bewegungen der 
betreffenden Population und 
Bestände zu beurteilen, 

b) Gebiete festzustellen, die für den 
Fortbestand dieser Populationen 
und Bestände von besonderer 
Bedeutung sind, und 

c) vorhandene und mögliche Bedro- 
hungen aufzudecken, denen die ver- 
schiedenen Arten ausgesetzt sind. 

Die Untersuchungen nach Buchstabe a 
sollen insbesondere die Verbesserung 
vorhandener und die Entwicklung neuer 
Methoden zur Feststellung der Be- 
standsidentität und zur Ermöglichung 
einer Aussage über Populationsgröße, 
Entwicklungen, Populationsstruktur und 
-dynamik sowie Wanderungen umfas- 
sen. Die Untersuchungen nach Buch- 
stabe b sollen sich auf die Feststellung 
von Gebieten konzentrieren, die für 
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Annex 


Conservation and management 
plan 

The following Conservation, research, 
and management measures shall be ap- 
plied, in conjunction with other competent 
international bodies, to the populations de- 
fined in Article 1.1 : 


1. Habitat Conservation and manage- 
ment 

Work towards 

(a) the prevention of the release of 
substances which are a potential 
threat to the health of the animals, 

(b) the development, in the light of 
available data indicating unaccept- 
able interaction, of modifications of 
fishing gear and fishing practices in 
Order to reduce by-catches and to 
prevent fishing gear from getting 
adrift or being discarded at sea, 

(c) the effective regulation, to reduce 
the Impact on the animals, of act- 
ivities which seriously affect their 
food resources, and 

(d) the prevention of other significant 
disturbance, especially of an 
acoustic nature. 

2. Surveys and research 

Investigations, to be coordinated and 
shared in an efficient manner between 
the Parties and competent international 
organizations, shall be conducted in Or- 
der to . 

(a) assess the Status and seasonal 
movements of the populations and 
Stocks concerned, 

(b) locate areas of special importance 
to their survival, and 


(c) identify present and potential 
threats to the different species. 

Studies under (a) should particularly In- 
clude improvement of existing and de- 
velopment of new methods to establish 
stock Identity and to estimate abund- 
ance, trends, population structure and 
dynamics, and migrations. Studies 
under (b) should focus on locating areas 
of special importance to breeding and 
feeding. Studies under (c) should in- 
clude research on habitat requirements, 
feeding ecology, trophic relationships, 


Annexe 


Plan 

de Conservation et de gestion 

Les mesures de Conservation, de re- 
cherche et de gestion suivantes seront ap- 
pliquees, conjointement avec les autres or- 
ganlsmes internatlonaux compätents, aux 
populations definies ä l’article 1.1. 


1 . Conservation et gestion de l’habitat 

Travaux visant 

a) ä la prevention des rejets de subs- 
tances constituant une menace po- 
tentielle pour la sante des animaux, 

b) ä la mise au point, ä la lumiere des 
donnees disponibles indiquant des 
interactions inacceptables, de modi- 
fications aux engins et methodes de 
peche afin de reduire les prises ac- 
cessoires et de prävenir la därive ou 
l’abandon en mer d’engins de 
peche; 

c) ä la räglementation efficace, en vue 
de räduire les incidences sur les ani- 
maux, des activites affectant grave- 
ment leurs ressources alimentaires; 
et 

d) ä la prevention d’autres perturba- 
tions significatives, en particulier de 
nature acoustique. 

2. Etudes et recherche 

Des investigations, qui devront etre co- 
ordonnees et reparties de maniere effi- 
cace entre les Parties et les organisa- 
tions Internationales compätentes, se- 
ront menäes en vue 

a) d’evaluer l’etat et les mouvements 
salsonniers des populations et * 
Stocks concemes; 

b) de localiser les zones presentant 
une importance particuliere pour 
leur survie; et 

c) d’identifier les menaces existantes 
et potentielles contre les differentes 
especes. 

Les etudes prevues sous Talinea a) de- 
vraient inclure en particulier Tameliora- 
tlon des methodes existantes et la mise 
au point de mäthodes nouvelles pour 
etablir l’identite des Stocks et estimer les 
effectifs, les tendances, la structure et la 
dynamique des populations, alnsi que 
les migrations. Les ätudes prevues a 
l’alinea b) devraient etre axees sur la 
localisation des zones präsentant une 
importance particuliere pour la repro- 
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Fortpflanzung, Aufzucht der Jungen und 
Ernährung von besonderer Bedeutung 
sind. Die Untersuchungen nach Buch- 
stabe c sollen die Erforschung der 
Lebensraumerfordernisse, der Ernäh- 
rungsökologie, der Ernährungszusam- 
menhänge, der Artverbreitung und der 
sensorischen Biologie unter besonderer 
Berücksichtigung der Auswirkungen von 
Verschmutzung, Störungen und Wech- 
selwirkungen mit Fischereitätigkeiten 
umfassen, einschließlich der Erarbei- 
tung von Methoden zur Verringerung 
solcher Wechselwirkungen. Bei den 
Untersuchungen sollen keine Tiere 
getötet werden, und die zu Forschungs- 
zwecken gefangenen Tiere sollen in 
gutem Gesundheitszustand wieder frei- 
gesetzt werden. 

3. Verwendung von Beifängen und 
gestrandeten Tieren 

Jede Vertragspartei bemüht sich, ein 
wirksames System zur Meldung und 
Nutzbarmachung von Beifängen und 
gestrandeten Tieren zu entwickeln und 
im Rahmen der vorgenannten Unter- 
suchungen vollständige Autopsien 
durchzuführen, um Gewebe für weitere 
Untersuchungen zu gewinnen, mögliche 
Todesursachen festzustellen und die 
Nahrungszusammensetzung zu doku- 
mentieren. Die gesammelten Angaben 
werden in einer internationalen Daten- 
bank zur Verfügung gestellt. 


4. Gesetzgebung 

Unbeschadet des Absatzes 2 bemühen 
sich die Vertragsparteien, folgendes 
festzulegen: 

a) das Verbot der absichtlichen Ent- 
nahme aus der Natur und Tötung 
von Kleinwalen im innerstaatlichen 
Recht, sofern solche Vorschriften 
nicht schon in Kraft sind, und 

b) die Verpflichtung, alle lebend gefan- 
genen gesunden Tiere sofort wieder 
freizusetzen. 

Maßnahmen zur Durchsetzung dieser 
Vorschriften werden innerstaatlich erar- 
beitet. 

5. Unterrichtung und Aufklärung 

Die Öffentlichkeit ist mit Informationen 
zu versorgen, um allgemein die Unter- 
stützung der Ziele des Abkommens zu 
gewährleisten und insbesondere die 
Meldung gesichteter und gestrandeter 
Tiere zu erleichtern; die Fischer sind mit 
Informationen zu versorgen, um die 
Meldung von Beifängen und die Abliefe- 
rung toter Tiere in dem für Forschungs- 
arbeiten im Rahmen des Abkommens 
erforderlichen Umfang zu erleichtern 
und zu fördern. 


dispersal, and sensory biology with spe- 
cial regard to effects of pollution, dis- 
turbance and interactions with fisheries, 
including work on methods to reduce 
such interactions. The studies should 
exclude the killing of animals and in- 
clude the release in good health of ani- 
mals captured for research. 


3. U$e of by-catches and strandinga 

Each Party shall endeavour to establish 
an efficient System for reporting and re- 
trieving by-catches and stranded speci- 
mens and to carry out, in the framework 
of the studies mentioned above, full 
autopsies in order to collect tissues for 
further studies and to reveal possible 
causes of death and to document food 
composition. The Information collected 
shall be made available in an interna- 
tional data base. 


4. Legislation 

Without prejudice to the provisions of 
Paragraph 2 above, the Parties shaH 
endeavour to establish 

(a) the Prohibition under national law, 
of the intentional taking and killing 
of small cetaceans where such reg- 
ulations are not already in force, 
and 

(b) the Obligation .to release immedi- 
ately any animals caught alive and 
in good health. 

Measures to enforce these regulations 
shall be worked out at the national level. 


5. Information and education 

Information shall be provided to the gen; 
eral public in order to ensure Support for 
the aims of the ag reement in general 
and to facilitate the reporting of sightings 
and strandings in particular; and to 
fishermen in order to facilitate and pro- 
mote the reporting of by-catches and the 
delivery of dead specimens to the extent 
required for research under the agree- 
ment. 


duction et l’alimentation. Les etudes 
prevues ä l’alinea c) devraient inclure 
des reche rches sur les exigences en 
matiere d’habitat, sur Tecologie alimen- 
taire, les relations trophiques, la disper- 
sion et la biologie sensorielle, en tenant 
particulierement compte des effets de la 
Pollution, des perturbations et des inter- 
actions avec la peche, ceci incluant les 
travaux sur les methodes visant ä rä- 
duire ces interactions. Les ätudes de- 
vraient exclure la mise ä mort des ani- 
maux et inclure la räimmersion en 
bonne santä des animaux captures aux 
fins de la recherche. 


Utilisation des prises accessoires et 
des echouements 

Chacune des Parties s’efforcera de met- 
tre en place un systöme efficace pour la 
communication de donnäes sur les 
prises accessoires et les spöcimens 
ächoues et leur recupäration, et d’effec- 
tuer. dans le cadre des ätudes präci- 
tees, des autopsies completes en vue 
de recueillir des tissus aux fins d’etudes 
ulterieures et de decouvrir les causes 
possibles de la mort, ainsi que de docu- 
menter la composition de l’alimentation. 
Les informations collectees seront 
mises ä disposition dans une base de 
donnees internationale, 

4. Lägislation 

Sans präjudice des dispositions du pa- 
ragraphe 2 ci-dessus, les Parties s’effor- 
ceront d’instaurer, 

a) lä oü une teile räglementation n’est 
pas encore en vigueur, l’interdiction 
par la legislation nationale de la cap- 
ture et de la mise ä mort intention- 
nelles de petits cätaces, et 

b) Tobligation de relächer immädiate- 
ment tout animal capturä vivant et 
en bonne sante. 

Des mesures visant ä faire respecter 
ces reglementations seront älaborees 
au niveau national. 

5. Information et education 

Des informations doivent etre fournies 
au public aux fins d’assurer un appui 
aux objectifs de l’Accord gänäral et de 
faciliter la communication d’ informations 
sur les observations et les ächouements 
en particulier; et aux pecheurs en vue 
de faciliter et d’encourager la notification 
des prises accessoires et la livraison 
des specimens morts dans la mesure 
requise par les recherches prävues par 
l’Accord. 
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Denkschrift zum Abkommen 

zur Erhaltung der Kleinwale in Nord- und Ostsee 

I. Allgemeines 
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3. Entstehungsgeschichte des Kleinwalabkommens 

4. Bedeutung 

II. Wesentlicher Inhalt des Abkommens 

1. Schutzbereich 

2. Maßnahmen 

3. Durchführung 

4. Gremien 

a) Sekretariat 

b) Beratender Ausschuß 

5. Tagung der Vertragsparteien 

6. Finanzierung 

7. Unterzeichnung, Ratifikation, Inkrafttreten 

8. Beitritt 

9. Verwahrer 

I. Allgemeines 

1. Das Bonner Übereinkommen zur Erhaltung der wan- 
dernden wildlebenden Tierarten 

Vom 11. bis 23. Juni 1979 nahmen 64 Nationen als Ver- 
handlungspartner sowie mehrere internationale Organisa- 
tionen als Beobachter an der Konferenz zum Abschluß 
eines Übereinkommens zur Erhaltung der wandernden 
wildlebenden Tierarten in Bonn teil. 

Sie folgten damit der Empfehlung 32 des Aktionsplans, der 
von der Konferenz der Vereinten Nationen über die Um- 
welt des Menschen 1972 in Stockholm angenommen wor- 
den ist. 

Nach zweiwöchigen Beratungen wurde das Bonner Über- 
einkommen von 23 Staaten unterzeichnet. 

Mittlerweile (Stand: März 1992) haben 39 Staaten das 
Übereinkommen gezeichnet. 

Die Bonner Konvention ist die einzige weltweit angelegte 
Konvention zum Schutz wandernder wildlebender Tier- 
arten. Sie werden je nach dem Grad ihrer Gefährdung in 
den Anhang I oder II zum Bonner Übereinkommen aufge- 
nommen. 

Anhang I enthält wandernde Arten, die gefährdet sind. 

Anhang II enthält wandernde Arten, die sich in einer un- 
günstigen Erhaltungssituation befinden und für deren Er- 
haltung, Hege und Nutzung internationale Übereinkünfte 
erforderlich sind oder die sich In einer Erhaltungssituation 
befinden, für die eine internationale Zusammenarbeit, die 
sich durch eine internationale Übereinkunft verwirklichen 
ließe, von erheblichem Nutzen wäre. 

Zahlreiche Tierarten sind aufgrund der Zerstörung ihrer 
Lebensräume weltweit gefährdet oder gar vom Aussterben 
bedroht. 


Betroffen sind vor allem die wandernden wildlebenden 
Tierarten, da sich ihr Verbreitungsgebiet nicht auf einen 
geographisch fest abgrenzbaren Raum bezieht. Um diese 
Tierarten zu erhalten, verpflichten sich die Vertragsstaaten 
u. a., bedeutsame Lebensstätten wiederherzustellen, 
nachteilige Wirkungen von Aktivitäten ernstlich zu er- 
schweren oder zu verhindern, zu beseitigen oder zu be- 
schränken. Weiterhin sollen Einflüsse, die die Erhaltung 
der Arten bedrohen, zurückgeführt werden. Dies soll im 
Rahmen der Bonner Konvention durch verschiedene 
.ABKOMMEN“ umgesetzt werden. 

2. Bedeutung von Regionalabkommen 

Die Umsetzung des Bonner Übereinkommens obliegt den 
Vertragsparteien. 

Artikel IV Abs. 3 sieht für die Arten des Anhangs II vor, daß 
die Vertragsparteien sich um den Abschluß von „AB- 
KOMMEN“ zum Wohle dieser Arten bemühen sollen. Leit- 
linien für diese ABKOMMEN“ enthält Artikel V der Kon- 
vention. So soll ein Abkommen etwa alle Gesichtspunkte 
der Erhaltung, Hege und Nutzung einer Art beinhalten. 

Es sollte das gesamte Verbreitungsgebiet erfassen und 
dem Beitritt aller Arealstaaten offenstehen, auch jenen, 
welche nicht dem Bonner Übereinkommen beigetreten 
sind. Diesen sog. Regionalabkommen ist gemeinsam, daß 
sie neben o. a. Aspekten auch eine koordinierte Forschung 
der Vertragsstaaten vorsehen. Bis heute existieren zum 
Teil nur geringe Kenntnisse über die Wanderwege und das 
Wanderverhalten vieler Tierarten. Es ist daher vorrangige 
Aufgabe, diese Wissenslücke gemeinsam zu schließen. 

Nur durch eine enge internationale Zusammenarbeit ist es 
möglich, das Problem eines wirksamen Schutzes gefähr- 
deter Arten und damit der Erhaltung unserer natürlichen 
Umwelt langfristig zu lösen. 

Mit dem Abschluß von Regionalabkommen können die 
Vertragsparteien gezielt auf die räumlichen Bedürfnisse 
der jeweiligen Tierart eingehen und so einen wichtigen 
Schritt zur gemeinsamen grenzüberschreitenden Verant- 
wortlichkeit gegenüber der Natur tun. 

3. Entstehungsgeschichte des Kleinwalabkommens 

Auf der 1. Vertragsstaatenkonferenz des Bonner Überein- 
kommens 1985 in Bonn wurde die Resolution 1.7 verab- 
schiedet, die die Empfehlung des Wissenschaftlichen 
Rates des Übereinkommens beinhaltete, Kleinwale bei der 
nächsten Vertragsstaatenkonferenz für die Aufnahme in 
den Anhang 11 des Übereinkommens vorzusehen. 

Weiterhin wurde bestimmt, daß das Sekretariat des Über- 
einkommens in Verbindung mit dem Wissenschaftlichen 
Rat eine Arbeitsgruppe „Kleinwale“, bestehend aus Vertre- 
tern nationaler und internationaler Organisationen, einset- 
zen sollte. Hieran anknüpfend sind auf der 2. Vertragsstaa- 
tenkonferenz iri Genf 1988 sieben Kleinwalarten in den 
Anhang II des Übereinkommens aufgenommen worden. 

In diesem Zusammenhang wurde auch die Resolution 2.3 
verabschiedet. Sie wies das Sekretariat und den Ständi- 
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gen Ausschuß an, entsprechende Maßnahmen zum Ab- 
schluß eines Regionalabkommens zwischen den Areal- 
staaten zu ergreifen. 

Auf der 3. internationalen Nordseekonferenz in Den Haag 
1990 wurde schließlich ein Memorandum of Understan- 
ding von den Umweltministern unterzeichnet, in dem sie 
die Erarbeitung eines Abkommens zum Schutz der Klein- 
wale in Nord- und Ostsee im Rahmen der Bonner Konven- 
tion vereinbarten. 

Daraufhin lud die Schwedische Regierung im September 
1990 alle Arealstaaten, die EG, das Sekretariat des Bon- 
ner Übereinkommens und verschiedene internationale Re- 
gierungs-ZNichtregierungsorganisationen zu einem Treffen 
nach Sigtuna, Schweden, ein, um das o. a. Abkommen 
vorzubereiten. 

An diesem Treffen nahmen Vertreter folgender Länder teil: 
Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, 
Großbritannien, Niederlande, Norwegen, Schweden. Die 
EG war ebenso vertreten. 

Weiterhin waren mehrere Beobachter internationaler Or- 
ganisationen anwesend. 

Der Entwurf des Abkommens war dann auch Bespre- 
chungsgegenstand auf der 3. Vertragsstaaten konferenz 
des Bonner Übereinkommens im September 1991 in Genf. 
Es wurde dort schließlich schlußgezeichnet und am 
9. April 1992 in New York von der Bundesrepublik unter- 
zeichnet. 

4. Bedeutung 

Zahlreiche Kleinwalarten in der Nord- und Ostsee sind In 
ihrer Erhaltungssituation gefährdet. Vor allem die Ver- 
schlechterung der Meeresqualität sowie die Störung der 
Populationen werden als Hauptfaktoren genannt. 

Aber auch durch Beifänge der Fischerei wird der Bestand 
dieser Tiere negativ beeinflußt. 

Um die Situation zu verbessern, ist es daher erforderlich, 
in enger internationaler Zusammenarbeit Informationen als 
Grundlage für folgerichtige Beschlüsse über Hege, Nut- 
zung und Erhaltung zu sammeln. 

Nur so kann es gelingen, Kleinwaie als einen wesentlichen 
Bestandteil der Meeres-Ökosysteme zu sichern. 

Das Abkommen zur Erhaltung der Kleinwale in Nord- und 
Ostsee stellt dazu die entsprechenden Instrumente be- 
reit. 


il. Wesentlicher Inhalt des Abkommens 

1. Schutzbereich 

Das Abkommen gilt für alle Kleinwale in der Meeresumwelt 
der Nord- und Ostsee. 

Unter „Kleinwale“ werden alle Arten, Unterarten oder Po- 
pulationen der Zahnwale (Odontoceti) mit Ausnahme des 
Pottwals (Physeter macrocephalus) verstanden. 

Das Abkommensgebiet umfaßt die Nord- und Ostsee, 
begrenzt Im Nordosten durch die Küsten des Bottnischen 
und des Finnischen Meerbusens, im Südwesten durch die 
Breite 48 30 N und die Länge 5 W, im Nordwesten durch 
die Länge 5 W und die durch die folgenden Punkte gezo- 
gene Linie: Breite 60 N/Länge 5 W, Breite 61 N/Länge 4 W 
und Breite 62 N/Länge 3 W und im Norden die Breite 62 N 


und einschließlich des Kattegat, des Sundes und der Bel- 
te, jedoch ausschließlich der Gdwässer zwischen Kap 
Wrath und St. Anthony Head. 

Es soll in diesem Gebiet auf internationaler Ebene eine 
günstigere Erhaltungssituation für Kleinwale herbeigeführt 
werden. 

2. Maßnahmen 

Das Abkommen bestimmt verschiedene Maßnahmen, die 
zur Erhaltung, Hege, Nutzung und Erforschung der Klein- 
wale notwendig sind. 

a) Erhaltung 

Zur Erhaltung der Kleinwale werden Arbeiten durchge- 
führt, die sich mit der Freisetzung von schädlichen 
Stoffen in die Nord- und Ostsee beschäftigen. 

Es wird geprüft, inwieweit diese eine mögliche Bedro- 
hung für die Gesundheit der Tiere darstellen und wie 
die Freisetzung der Schadstoffe verhütet werden kann. 
Außerdem sollen solche Tätigkeiten untersucht wer- 
den, welche die Nahrungsquellen der Kleinwale ernst- 
haft beeinträchtigen und Regelungen gefunden wer- 
den, die die negativen Auswirkungen verringern kön- 
nen. 

b) Hege und Nutzung 

Anhand verfügbarer Daten wird angestrebt, Fischfang- 
geräte und Fischfangmethoden zu entwickeln, die die 
Beifänge verringern und das Abtreiben oder Zurücklas- 
sen von Fischfanggeräten auf See verhindern. 

Jede Vertragspartei bemüht sich weiterhin, ein wirksa- 
mes System zur Meldung von Beifängen und gestran- 
deten Tieren zu entwickeln und vollständige Autopsien 
durchzuführen, um mögliche Todesursachen festzu- 
stellen und die Nahrungszusammensetzung zu doku- 
mentieren. Die gesammelten Angaben werden in einer 
internationalen Datenbank zur Verfügung gestellt. 

c) Forschung 

Es werden Untersuchungen durchgeführt, um die Er- 
haltungssituation und die saisonabhängigen Bewegun- 
gen der betreffenden Populationen und Bestände zu 
beurteilen. 

Außerdem sollen Gebiete festgestellt werden, die für 
den Fortbestand der Populationen von besonderer Be- 
deutung sind und vorhandene und mögliche Bedrohun- 
gen aufgedeckt werden, denen die verschiedenen 
Arten ausgesetzt sind. 

d) Information/Aufklärung 

Die Öffentlichkeit ist mit Informationen zu versorgen, 
um allgemein die Unterstützung der Ziele des Abkom- 
mens zu gewährleisten und insbesondere die Meldung 
gesichteter und gestrandeter Tiere zu erleichtern. 

3. Durchführung 

Jede Vertragspartei bemüht sich, die entsprechenden 
gesetzgeberischen und Verwaltungsmaßnahmen zu be- 
schließen, um das Abkommen wirksam werden zu lassen, 
insbesondere 

a) das Verbot der absichtlichen Entnahme aus der Natur 
und Tötung von Kleinwalen 

b) die Verpflichtung, alle lebend gefangenen gesunden 
Tiere sofort wieder freizusetzen. 
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Die beteiligten Vertragsstaaten bestimmen für die Tätigkei- 
ten im Rahmen dieses Abkommens eine Koordinierungs- 
behörde. Sie dient auch als Kontaktstelle des Sekretariats 
und des Beratenden Ausschusses. 

Jede Vertragspartei legt einmal im Jahr einen Bericht vor, 
in dem die während des vergangenen Kalenderjahrs er- 
zielten Fortschritte bzw. aufgetretenen Schwierigkeiten 
dargestellt werden. 

4. Gremien 

a) das Sekretariat 

Zur Koordinierung der Maßnahmen nach diesem Ab- 
kommen wird ein Sekretariat eingerichtet. Es berät und 
unterstützt die Vertragsparteien und ihre Koordinie- 
rungsbehörden. 

Insbesondere hat das Sekretariat die Aufgabe, den 
Informationsaustausch zu erieichtem und an der Zu- 
sammenarbeit der Forschung unter den Vertragspar- 
teien sowie zwischen den Vertragsparteien und inter- 
nationalen Organisationen mitzuwirken. 

So ist es z, B. für die Verteilung der zusammengefaß- 
ten Berichte der Vertragsparteien sowie einer Darstel- 
lung der eigenen Aktivitäten einschließlich eines Fi- 
nanzberichts zuständig. 

b) der Beratende Ausschuß 

Die Tagung der Vertragsparteien setzt einen Beraten- 
den Ausschuß ein, der das Sekretariat und die Ver- 
tragsparteien in Fragen der Erhaltung, Hege und Nut- 
zung von Kleinwalen etc. berät. 

Jede Vertragspartei Ist berechtigt, ein Mitglied zu be- 
nennen. 

5. Tagung der Vertragsparteien 

Die Vertragsparteien treten auf Einladung des Sekretariats 
des Bonner Übereinkommens, die im Namen einer Ver- 
tragspartei dieses Abkommens und dann periodisch in der 
Regel im Dreijahresabstand, zusammen. 

Dabei soll die Durchführung des Abkommens überprüft 
werden und ggf. Änderungen beschlossen werden. 

Zu diesen Tagungen dürfen die abschließend in Nummer 
6.2.1 genannten internationalen Organisationen Beobach- 
ter entsenden. 

Auf Antrag können auch andere Beobachter zugelassen 
werden. 

Beschlüsse der Tagung der Vertragsparteien werden mit 
einfacher Mehrheit der anwesenden und abstimmenden 
Vertragsparteien gefaßt. 


Abstimmungen über Finanzfragen oder Änderungen des 
Abkommens und seiner Anlage bedürfen einer Dreiviertel- 
mehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertrags- 
parteien. 

Innerhalb von 90 Tagen nach der Tagung verfaßt das 
Sekretariat einen Bericht über die Tagung und verteilt ihn 
an alle Vertragsparteien und Beobachter, 

6, Finanzierung 

Nach Nummer 7.1 des Abkommens werden die Kosten 
des Haushalts gemeinsam von den Vertragsparteien ge- 
tragen. 

Die Vertragsparteien bringen ihren Anteil entsprechend 
dem Beitragsschlüssel der Vereinten Nationen ein; jedoch 
höchstens 25 v. H. Die Organlsationqn der regionalen 
Wirtschaftsintegration zahlen maximal 2,5 v. H. der Ver- 
waltungskosten. 


7. Unterzeichnung, 

Ratifikation, Inkrafttreten 

Nach Nummer 8.4 Satz 2 bedarf das Abkommen der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 

Es liegt bis zum Tag seines Inkrafttretens am Sitz der 
Vereinten Nationen für alle Arealstaaten und alle Organi- 
sationen der regionalen Wirtschaftsintegration zur Unter- 
zeichnung auf. 

Das Abkommen tritt 90 Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft, 
zu dem sechs Arealstaaten nach Nummer 8.4 Ihre Zustim- 
mung ausgedrückt haben, durch das Abkommen gebun- 
den zu sein. 


8. Beitritt 

Nach dem Tag des Inkrafttretens steht das Abkommen 
den Areaistaaten und den Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration zum Beitritt offen. 

9. Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übernimmt 
die Aufgaben des Ven/vahrers dieses Abkommens. 

Er unterrichtet alle Unterzeichner, Organisationen der re- 
gionalen Wirtschaftsintegration sowie das Sekretariat des 
Bonner Übereinkommens über jede Unterzeichnung, Hin- 
terlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beltrittsurkunde, das Inkrafttreten dieses Abkom- 
mens, Änderungen, Vorbehalte und Kündigungen. 
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